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Nachdem 2015 und bis Sommer 2016 der große Zuzug von Geflüchteten und Migranten
nach Schweden das beherrschende Thema war, nahm nach den einschneidenden Gesetzes-
änderungen  und  dem  deutlichen  Rückgang  der  Zahlen  die  politische  und  öffentliche
Aufmerksamkeit dafür stark ab. Im April 2017 wurde Schweden von einem Terroranschlag
in Stockholm erschüttert. Dieser bestätigte lang gehegte Befürchtungen der Sicherheits-
behörden, dass Schweden vor einem solchen nicht gefeit ist. 

Europapolitisch bleiben die Themen Migration, Sozialpolitik und Brexit wichtig für das
Land. Die schwedische Außenpolitik wurde von der Aufnahme als nichtständiges Mitglied
im UN-Sicherheitsrat und der Wahl von Donald Trump zum US-Präsidenten1 geprägt, die
insbesondere die Sicherheitspolitik beeinflusst und herausfordert. 

Innen- und Migrationspolitik 

Am 7. April 2017 fuhr ein gestohlener LKW in eine Menschenmasse im Zentrum Stock-
holms. Dabei starben vier Menschen, 15 wurden verletzt. Ministerpräsident Stefan Lövfen
äußerte  sich kurz  nach der  Tat:  „Schweden wurde  angegriffen.  Alles  deutet  auf  einen
Terroranschlag hin“2.  Noch am selben  Abend konnte  ein Verdächtiger  gefasst  werden:
Der 39-jährige Usbeke war der Sicherheitspolizei bekannt und befand sich trotz Auswei-
sung noch im Land – kein Einzelfall, wie sich in den Tagen nach dem Anschlag heraus-
stellte.  Der ehemalige Ministerpräsident Fredrik Reinfeldt  betonte nach dem Anschlag,
wie  wichtig  Einwanderung  weiterhin  für  Schweden  und  seine  immer  älter  werdende
Gesellschaft sei. Eine Abschottung und ein Schließen der Grenzen bringe daher nichts.3

Dennoch  kündigte  die  Regierung  vorerst  erhöhte  Sicherheitsstandards  und  strengere
Grenzkontrollen an. 

Trotz den weitreichenden Gesetzesänderungen im Juni 2016 gehört Schweden immer
noch zu den europäischen Ländern mit den meisten Asylanträgen; 2016 waren dies knapp
30.000. Zwar wurden weniger Anträge gestellt als 2015 mit über 162.0004, dies ist jedoch
nicht auf die Gesetzesänderungen, sondern auf die Vereinbarung zwischen der Europä-
ischen Union und der Türkei5 zurückzuführen. Dies lässt zwei Rückschlüsse zu: Erstens
brachten die Passkontrollen am Öresund mehr Schaden als Nutzen, unter anderem durch
verlängerte  Reisezeiten;  zweitens,  im Falle  einer  Auflösung der  Vereinbarung mit  der
Türkei müsste sich Schweden eine neue Strategie überlegen. 

1 Siehe auch den Beitrag „Die Europäische Union und die USA“ in diesem Buch.
2 Stefan Löfven: Sverige har blivit attackerat, in: Sveriges Radio, 7.4.2017. 
3 Mats  J.  Larsson:  Fredrik  Reinfeldt  varnar  för  stängda  gränser  efter  terrordåd,  in:  Dagens  Nyheter,

26.4.2017.
4 Eurostat: Asylum and first time asylum applicants – annual aggregated data (rounded), Dok. tps00191. 
5 Siehe auch den Beitrag „Türkei“ in diesem Buch.
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Seit  Januar  2016  gab  es  an  der  dänisch-schwedischen  Grenze  Pass-  sowie  Grenz-
kontrollen. Anfang Mai 2017 beschloss die Regierung, die Passkontrollen zwischen Däne-
mark  und  Schweden  aufzuheben.  Diese  mussten  bis  dahin  vom staatlichen  dänischen
Zugunternehmen im Bahnhof des Flughafens Kastrup, folglich noch auf dänischem Boden,
durchgeführt  werden.  Die  Grenzkontrollen  hingegen sollen  verschärft  und  ausgeweitet
werden.  Eine  letzte  Verlängerung  um  ein  halbes  Jahr  wurde  von  der  Europäischen
Kommission genehmigt.6 Die Zahl der Asylsuchenden wird somit wieder zunehmen, da –
im Gegensatz zu Passkontrollen – die Grenzkontrollen erst auf der schwedischen Seite
durchgeführt  werden und somit  die Möglichkeit  gegeben werden muss,  Asylanträge zu
stellen. 

Brexit und die Zukunft der Europäischen Union7

Für Schweden wird der anstehende Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union
(Brexit) einen Verlust darstellen, da das Land ein wichtiger Partner für Schweden ist. Es
gehört zu den EU-Mitgliedern, die im Rat der Europäischen Union mit am häufigsten mit
Großbritannien stimmten. Um ungefähr abschätzen zu können, was der Brexit für Schwe-
den bedeuten wird, hat das „Kommerskollegium“, die schwedische Außenhandelsbehörde,
im Auftrag  der  Regierung die  Konsequenzen  des  Brexit  beurteilt  und  berechnet.  Das
Austreten  Großbritanniens  aus  der  Europäischen  Union  und  somit  aus  der  Zollunion
würde in Zukunft 2,1 Mrd. Schwedische Kronen an Zöllen für schwedische Unternehmen
bedeuten. Davon wäre vor allem die Autoindustrie  (Scania und Volvo) betroffen.  Eine
Übergangszeit von mehreren Jahren wird von britischer Seite nicht gewünscht. Ein weite-
res Problem ist, dass manche EU-Länder den Brexit als Abschreckung für andere Länder
möglichst teuer für die Briten gestalten wollen, obwohl dies auch auf Lasten kleinerer EU-
Staaten gehen wird.8 Da durch den Austritt Großbritanniens 10 Prozent des EU-Budgets
wegfallen werden, forderte die schwedische Regierung, dass der EU-Haushalt insgesamt
verkleinert werden müsse. Als einer der größten Nettobeitragszahler der Union ist Schwe-
den nicht bereit, in die Bresche zu springen und noch mehr als bisher einzuzahlen. Die
schwedische Regierung plädiert dabei auch für eine stärkere Fokussierung der Ausgaben
der Europäischen Union, insbesondere auf mehr Investitionen in den Bereichen Sicherheit,
Migration und Klimaschutz.9

Generell ist die schwedische Regierung der Meinung, dass die Europäische Union sich
jetzt auf ihre Kernthemen konzentrieren müsse. Dabei dürfe aber auch die soziale Dimen-
sion Europas10 nicht zu kurz kommen. Bereits unmittelbar nach dem Brexit-Votum hatte
Ministerpräsident  Löfven  von  der  Vision  eines  „sozialen  Europas“  gesprochen.  Im
November 2016 kündigte er zusammen mit führenden europäischen Sozialdemokraten an,
die vier Grundfreiheiten der Europäischen Union um eine fünfte soziale Säule zu ergänzen
und einen „Europäischen Pakt für sozialen Fortschritt“ schließen zu wollen. Anfang 2017

6 European Commission: Temporary Reintroduction of Border Control, 2017, abrufbar unter: https://ec.euro
pa.eu/home-affairs/what-we-do/policies/borders-and-visas/schengen/reintroduction-border-control_en
(letzter Zugriff: 22. 6.2017).

7 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
8 Dan Lucas: Tullnotan kan slå hårt efter Brexit, in: Dagens Nyheter, 15.3.2017.
9 Hans Olsson: Sverige vil se krympt EU-budget efter Brexit, in: Dagens Nyheter, 28.3.2017.
10 Siehe auch den Beitrag „Beschäftigungs- und Sozialpolitik“ in diesem Buch.

560 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

https://ec.euro/
https://ec.europa/
https://ec.europa/


Schweden

lud  er  zusammen  mit  dem  Präsidenten  der  Europäischen  Kommission,  Jean-Claude
Juncker, zu einem sozialen Gipfeltreffen in Göteborg im November 2017 ein. Der Fokus
soll dabei auf der Förderung fairer Jobs liegen. 

Deutschland wird im Brexit-Kontext ein immer wichtigerer unionsinterner Partner für
Schweden. Beim Besuch von Bundeskanzlerin Angela Merkel in Stockholm im Januar
2017 unterstrichen beide Seiten ihre gemeinsamen Interessen und machten sich erneut
insbesondere für eine gesamteuropäische Lösung der Migrationsfrage und einen ausgewo-
genen  Verteilungsmechanismus  stark.  Anders  als  Deutschland  steht  Schweden  einer
vertieften EU-Verteidigungszusammenarbeit jedoch skeptisch gegenüber.

Außen- und Sicherheitspolitik 

Nachdem Schweden sich im ersten Wahlgang Juni 2016 gegen die Niederlande und Italien
durchsetzen konnte, trat es Anfang 2017 seinen Sitz als nichtständiges Mitglied im UN-
Sicherheitsrat  an.11 Im  schwedischen  Programm  wird  dabei  ein  Fokus  auf  Konflikt-
prävention, Frauen(-rechte) und Gleichstellung gelegt.12 Dies steht im Einklang mit der
feministischen  Außenpolitik,  die  die  Regierung  nach  der  Wahl  2014  auf  die  Agenda
gesetzt  hatte.  Zwei Jahre später  kann Außenministerin  Margot Wallström eine positive
Bilanz ziehen, trotz Ereignissen, die für viele im Kontrast zu einer feministischen Politik
stehen. Ein Beispiel hierfür ist die vermutlich schwedische Stimme für Saudi-Arabiens
Beitritt zur UN-Frauenkommission.13

Im Februar 2017 sorgte der US-amerikanische Präsident Trump für Furore, als er sich
über einen angeblichen Anschlag in Schweden aufregte und die derzeitige Migrations-
situation dafür verantwortlich machte. Wallström war daraufhin bemüht das negative Bild
Schwedens,  das  durch eine fehlerhafte  Dokumentation und den folgenden Äußerungen
Trumps entstanden war, wieder zu bessern. Nach dem Terroranschlag in Stockholm fühlten
sich jedoch viele,  besonders rechte Stimmen aus den USA, in den Aussagen bestätigt,
wonach Schweden ein akutes Sicherheitsproblem habe. 

Bereits im Sommer 2016 hatten Verteidigungsminister Peter Hultqvist und der damalige
US-Verteidigungsminister Ashton Carter eine Absichtserklärung zur militärischen Zusam-
menarbeit  unterzeichnet.  Schweden  ist  kein  NATO-Mitglied  und  abhängig  von  einem
guten Verhältnis zu den großen NATO-Mächten. Wichtig für  Schweden war daher die
Einladung zum NATO-Treffen  mit  US-Außenminister  Rex Tillerson Ende März  2017.
Obwohl sich die Lage im Ostseeraum beruhigt hat, bleibt das Verhältnis zu Russland ange-
spannt. Auch wird Schweden die Sanktionen gegenüber Russland aufrechterhalten, sollte
Russland seinen Standpunkt zur Krim nicht ändern. Auf lange Sicht, betonte Wallström,
sei man aber an einer guten Beziehung zu Russland interessiert.14

Anfang März fiel in Schweden der Beschluss, die Wehrpflicht zum Jahr 2018 wieder-
einzuführen. Sie war 2010 von der konservativen Regierung unter Fredrik Reinfeldt abge-
schafft worden; man wollte sich ganz auf Freiwillige verlassen. Die angestrebte Personal-

11 United Nations: General Assembly Elects 4 New Non-permanent Members to Security Council, as Wes-
tern and Others Group Fails to Fill Final Vacancy, 28.6.2016.

12 Swedish Ministry for Foreign Affairs: Programme for Sweden's Membership of the United Nations Securi-
ty Council, 2016.

13 Fredrik Johansson: Feministisk inrikespolitik, in: Svenska Dagbladet, 26.4.2017.
14 Margot Wallström: Läget i Östersjön- Svar på skriftlig fråga 2016/17:1068. in: Sveriges Riksdag, 2017,

abrufbar unter: https://www.riksdagen.se/sv/dokument-lagar/dokument/svar-pa-skriftlig-fraga/laget-i-oster
sjon_H4121068 (letzter Zugriff: 29.6.2017).

Jahrbuch der Europäischen Integration 2017 561

https://www.riksdagen.se/sv/dokument-lagar/dokument/svar-pa-skriftlig-fraga/laget-i-oster


Die Europapolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union

stärke von 20.000 Berufssoldaten konnte aber nicht erreicht werden. Begründet wird die
Wiedereinführung durch die veränderte globale Sicherheitslage. Erstmals wird die Wehr-
pflicht nicht nur für Männer, sondern auch für Frauen gelten. Die Wiedereinführung wurde
von allen Parteien begrüßt. Die veränderte globale Sicherheitslage führte auch zu einer
Aufstockung des militärischen Jahresbudgets. Der Beschluss wurde über die Parteigrenzen
hinweg gefasst und widerspricht Löfvens früheren Aussagen, nicht mehr in das Militär zu
investieren. Trotz einem aktuellen Budget von 50 Mrd. Schwedischen Kronen und einer
Aufstockung werden Rechnungen zufolge immer noch Ressourcen für den Zeitraum 2018
bis 2020 fehlen.15

Ausblick

Die schwedische Politik richtet sich zunehmend auf die Parlamentswahlen im Herbst 2018
aus.  Deren  Ausgang  ist  völlig  offen.  In  Umfragen  führen  die  regierenden  Sozial-
demokraten. Die Grünen haben sich dagegen durch hausgemachte Probleme selbst margi-
nalisiert. Den konservativen Moderaten von Anna Bartra Kinberg als größter Oppositions-
partei  schadete  in  den  Umfragen  deren  Annäherung  an  die  rechtspopulistischen
Schwedendemokraten, die wiederum seit zwei Jahren stabil bei circa 20 Prozent liegen.
Nachdem die Minderheitsregierung wider den Erwartungen die großen Herausforderungen
wie die „Flüchtlingskrise“ überstanden und halbwegs gemeistert hat, musste sie sich im
Sommer 2017 mit einem Datenskandal auseinandersetzen. Wie erst dann öffentlich wurde,
entstanden  2015  bei  der  Überführung  von  Daten  an  ein  privates  Unternehmen  große
Sicherheitslücken.  Davon waren auch Daten militärischer  Art  betroffen. Die Regierung
wusste bereits seit Längerem von den Problemen, reagierte aber erst sehr spät darauf. Die
Opposition kündigte an, Misstrauensanträge gegen die zuständigen Minister  zu stellen.
Diesen kam Ministerpräsident Löfven durch die Entlassung des Innenministers und der
Infrastrukturministerin  zuvor.  Der  Regierung  wird  insbesondere  ihre  Intransparenz  in
diesem Fall und schlechtes Krisenmanagement vorgeworfen. Ohnehin nicht sehr stark und
weitgehend unbeliebt geht sie aus diesem Skandal geschwächt hervor.  Das könnte ihre
Chancen  auf  Wiederwahl  weiter  verringern  und  ist  kein  günstiges  Vorzeichen  für  die
Bewältigung der nach wie vor großen Herausforderungen, vor denen Schweden steht.

Weiterführende Literatur:
Tobias Etzold: Flüchtlingspolitik in Skandinavien: Paradigmenwechsel im liberalen Schweden?, in: Heinrich-

Böll-Stiftung (Hrsg.): Themendossier. Grenzerfahrung – Flüchtlingspolitik in Europa, 13.6.2016. 

15 Regeringskansliet: Ny överenskommelse om ytterligare pengar till försvaret, 13.3.2017, abrufbar unter:
http://www.regeringen.se/artiklar/2017/03/ny-overenskommelse-om-ytterligare-pengar-till-forsvaret/  (letz-
ter  Zugriff:  22.6.2017);  Ewa  Stenberg:  500  miljoner  –  en  signal  till  världen,  in:  Dagens  Nyheter,
14.3.2017.
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